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Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Beſorgung der Senſalengeſchäfte einer Frucht- und Mehlbörſe. 
Die e bi, Gebahrung mit einem Ortſchaftsvermögen find (nicht 
Se ü emeindekanzlei fondern) in dem Amtslocale dieſer 


Volksſchullehrer an den öffentli i öffentli 
ö öffentlichen Voltsſchulen find als öffentliche Fondsbeamte 
von der Wahlbarkeit in den Gemeindevorſtand ausgenommen. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


ſchleißconeeſſionen. Von Dr. 


m——- 


Zur Ertheilung von Petroleum-Berfcleißconcefionen. 
Von Dr. Leopold Preleuthner. 


Die Gebahrung bei Ertheilung von Conceſſionen zum Detail— 
handel mit Mineralölen, insbeſondere mit Petroleum, verdient mit 
Recht die Beachtung, welche ihr durch die geſetzlichen Vorſichten geſchenkt 
wird, unter denen bei derartigen Gewerbsverleihungen vorgegangen 
werden ſoll. 


Denn dieſer Stoff, jo zweckdienlich und vorzüglich er ſich zum 


Brennmaterial bei Behandlung mit der nöthigen Vorſicht und bei 
guter Qualität eignet, ebenſo gefahrvoll iſt er für das Gemeinwohl, 
wenn ſeine Qualität ſchlecht und ſeine Behandlung nicht diejenige iſt, 
welche feine leichte Entzündbarkeit unumgänglich erfordert. 

Häufig leſen wir in den Tagesblättern von den entſetzlichſten 


auf eine nachläſſige Gebahrung beim In- den-Verkehr-⸗ſetzen, 
Gebrauche dieſes Brennmaterials, oder auf eine ſchlechte Qualität desſelben 
zurückleiten, welche dem Verkehr übergeben wird. 


Letzterer Umſtand insbeſondere erfährt durch die ſeit längerer 


Zeit laut gewordenen Klagen über die Verſchlechterung des amerikaniſchen 


Petroleums ſeine Bekräftigung. Hauptſächlich bei der Landbevölkerung 
iſt es vielfach Sitte, das Erdöl nicht nur als Leucht-, ſondern auch als 
Heizmaterial in der Weiſe zu verwenden, daß dasſelbe in Küchenherde 
und Oefen, um die vorhandene Gluth der Kohlenreſte raſch zu hellen 
und anhaltenderes Brennen zu befördern, gegoſſen wird. 


Iſt alſo die Qualität des Petroleums eine ſchlechte, nämlich 
feine Entzündbarkeit eine leichtere und erhöhte, ſo iſt es begreiflich, 
daß, wenn noch eine nachläſſige Gebahrung mit demſelben hinzutritt, 
den bedenklichſten Unglücksfällen aller Art Thür und Thor geöffnet iſt. 


} 
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Da das rohe Petroleum aus einem Gemenge von Körpern, 
welche nicht in gleicher Weiſe die Wärme vertragen, und ſeine Deſtillation 
darin beſteht, daß das rohe Petroleum ſtufenweiſe höher erwärmt 
wird und die auf jeder Stufe entweichenden Dämpfe aufgefangen und 
von demſelben durch ſeparate Ueberführung in den flüſſigen Zuſtand 
ausgeſchieden werden, welch' ausgeſchiedene Körper, das Ligroin, der 
Petroleumäther und das Benzin, ihrer großen Flüchtigkeit wegen eine 
bedeutende Entzündlichkeit beſitzen, iſt es erklärlich, daß das nicht 
genügend gereinigte, nämlich nicht genügend von ſeinen flüchtigen Beſtand— 
theilen befreite Petroleum, welches weniger hell und weiß brennt, bei 
ſtärkerer Erwärmung, namentlich bei Berührung mit glühenden Kohlen 
oder einer Flamme, einen explodirenden Charakter annimmt. 

Zieht man nun in Erwägung, daß ein amerikaniſches Geſetz 
vorſchreibt, daß kein Petroleum in den Handel kommen ſoll, welches 
bei einer Temperatur von 100% F. — 38° C. — 30% R. brennbare 
Dämpfe entwickelt, und ſtellt man dem die Thatſache gegenüber, daß 
ein großer Theil des in Verkehr geſetzten, hanptſächlich aus Amerika 
ſtammenden Petroleums, insbeſondere in Deutſchland dieſen Anforderungen 
nicht entſpricht, ſo iſt man im Stande, ſich eine Vorſtellung von dem 
Unterſchleife und der Fälſchung zu machen, welche dieſer Artikel auf 
dem Wege vom Erzeuger bis zum Conſumenten erfährt. 

In Oeſterreich iſt, conform mit den Vorſchriften des vorzüglichſten 
Erzeugungsſtaates, welcher die Gefährlichkeit ſeines Productes ſicherlich 
am competenteſten zu beurtheilen vermag, dieſen Bedenken durch die 


Geſetzgebung volle Rechnung getragen worden. Denn die Miniſterial— 


verordnungen vom 17. Juni 1865, R. G. Bl. Nr. 40, und vom 
27. Jänner 1866, R. G. Bl. Nr. 14, ſchreiben vor, daß nur ſolche 
Mineralöle als Beleuchtungsſtoffe verkauft werden dürfen, welche mindeſtens 
auf 30% R. erwärmt werden müſſen, bis ſie Feuer fangen oder brennen. 
Und nur hinſichtlich der anderen Mineralöle, welche als Beleuchtungsſtoffe 
zum Verkaufe gelangen dürfen, wurde durch den Miniſterialerlaß vom 
10. Februar 1868, R. G. Bl. Nr. 13, dieſe Minimal⸗Entzündungs 


temperatur unter BON. herabgeſetzt, während hinſichtlich des Petroleums 
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Brandunglücksfällen aller Art und viele derſelben laſſen ſich a an der obigen Verordnung nichts geändert wurde. 


In Deutſchland iſt man noch nicht ſo weit vorgeſchritten, da 
dort ein derartiges Geſetz über den Entzündungspunkt des Petroleums 
bis jetzt noch nicht beſteht. 

Die erſtbeſagte Miniſterialverordnung, welche auch beſtimmte und 
eingehende Vorſchrifteu über die Lagerungsquantitäten und die Auf— 
bewahrungsräume und Gefäße der Mineralble, reſpective des Petroleums 
enthält, gibt im § 8 eine genaue, leicht zu befolgende Anweiſung an 
die Hand über die Art und Weiſe, in welcher die Entzündungstemperatur 


zu erproben iſt *). 


*) Diefelbe lautet: Man gießt 3 oder 4 Loth des zu unterſuchenden 
Oeles in ein mehr enges und hohes, als weites und niederes Gefäß und erwärmt 
das Oel durch Einſtellen des Gefäßes in heißes Waſſer, bis das in das Oel 
getauchte Thermometer nahezu LO! R. anzeigt. Nun nähert man der Oberfläche 
des Oels ein brennendes Zündhölzchen. Wenn keine Flamme aufſchlägt und das 


Dieſe Miniſterialverordnung legt ferners die Anwendung der | 
Modalitäten über die Lagerung in das Ermeſſen der Localbehörde und 
gibt überhaupt die Cautelen au, unter welchen Conceſſionen zum 
Detailverfchleiß ertheilt werden können. 

Dieſe ſind hauptſächlich die bereits erwähnte Vorſchrift über die 
Minimal⸗Entzündungstemperatur von 30% R. beim Petroleum, die 
Einlagerung in vollkommen feuerſicheren Auſbewahrungsräumen, welche 
eine gute Ventilation beſitzen und deren Luftöffnungen, Thüren und 
Fenſter mit vollkommenem Abſchluſſe auch von außen verſchließbar fein 
müſſen, und hinſichtlich des in bewohnten Gebäuden gelagerten Petroleums 
die Aufbewahrung in wohlverſchloſſenen, nicht durchlaſſenden Gefäßen. 

Werden nun bei der Bezirksbehörde Geſuche um Verleihung von 
Petroleum-Verſchleißeonceſſionen eingebracht, fo werden die zur ange— 
ſuchten Verleihung nöthigen Erhebungen über das Vorhandenſein der 
ſoeben erwähnten Erforderniſſe im Wege der Localbehörde, d. i. der 
Gemeindevorſtehung gepflogen. 

Daß dieſe Erhebung in nur mangelhafter Weiſe durchgeſührt 
wird, läßt ſich denken. Denn der Gemeindevorſteher auf dem Lande, 
von Städten, welche zumeiſt intelligente, derartigen Anforderungen 
gewachſene Verwaltungsorgane beſitzen, iſt hier nicht die Rede — welcher 
ſich maucherorten vielleicht nicht einmal daruber vollkommen im Klaren 
iſt, welcher Aufbewahrungsraum als ein feuerſicherer betrachtet werden 
kann, iſt mit wenigen Ausnahmen keinesfalls im Stande, dieſe Nach— 
ſchau mit der Sachkenntniß und Genauigkeit zu pflegen, welche die 
Wichtigkeit der Sache erheiſcht. 

Und von hundert Gemeindevorſtehern wird es im Durchſchnitt 
nicht fünf geben, welche ſich durch angeſtellte Proben, obgleich die 
geſetzliche Gebrauchsanweiſung eine ſehr einfache iſt, von der Entzündungs- 
temperatur des zum Verſchleiße beſtimmten Petroleums überzeugen eder 
ſich zu überzeugen die Fähigkeit beſitzen. 

Auf Grund dieſer Erhebungsberichte der Gemeindevorſteher, 
welche in der Regel günſtig lauten, gehen nun die Bezirksbehörden mit 
der Verleihung der Conceſſionen vor, indem ſie entweder die Con— 
ceſſionsurkurde einfach an den Geſuchſteller überſenden, oder, indem ſie 
mit dieſer Ueberſendung demſelben genau die Bedingungen bekannt geben, 
an welche der Petroleumverſchleiß geſetzlich geknüpft iſt, und die Ge— 
meindevorſtehungen zum Zwecke der Ueberwachung der Zuhaltung der 
ſelben gleichzeitig hievon in Kenntniß ſetzen. 

Wie es mit dieſer Ueberwachung beſchaffen iſt, kann man ſich 
abermals vorſtellen und ſo kommt es thatſächlich vor, da der Bezirks— 
behörde gewöhnlich weder die nöthige Zeit, noch die nöthigen Mittel 
zu Gebote ſtehen, ſich von dieſer Ueberwachung allerorten zu überzeugen, 
daß ungeachtet des beſten Willens der Behörden der Verſchleiß von 
Petroleum mit ſchlechtem, leicht explodirbarem Petroleum, und ohne 
Einhaltung der übrigen Vorſichten, ordnungsmäßig und anſtands— 
los betrieben wird, ein intereſſantes Streiflicht auf die Schattenſeiten 
unſerer Gemeindeautonomie. 

Derlei Uebelſtänden, deren Bedeutung nicht zu unter— 
ſchätzen iſt, — die, Eingangs dargelegten Ausführungen dürften dies 
bewieſen haben, — kann nur dadurch abgeholfen werden, wenn von 
den Gewerbsbehörden ſelbſt, wie dies bereits mehrfach in ſehr aner- 
kennenswerther Weiſe gepflogen wird, über jedes derartige Geſuch die 
nöthigen Erhebungen an Ort und Stelle vorgenommen und ſo das 
Vorhandenſein der geſetzlich vorgeſchriebenen Vorausſetzungen durch die 
Gewerbsbehörde unmittelbar unzweifelhaft und eingehend con— 
ſtatirt wird. 

Solche Localerhebungen ſind im Geſetze vollkommen begründet, 
denn der Verſchleiß von Petroleum iſt mit Rückſicht auf das Geſagte 
und die Kriterien der Gewerbeordnung zweifellos eine Betriebsanlage, 
deren Prüfung der Behörde zuſteht. 

Wenn auch dieſe Erhebungen den betreffenden Gewerbetreibenden 
vielleicht mehr Koſten verurſachen, als eine Commiſſion der Localbehörde, 
ſo hat dies dem ungeheueren Vortheile gegenüber, der hiedurch erzielt 
wird, nichts zur Sache, da fie dieſe Koſten ja ohnedies auf die Ab⸗ 
nehmer ihres Verkaufsproductes vepartiven und dieſe es ſicherlich vor— 
ziehen werden, dasſelbe um ein Verſchwindendes theurer zu bezahlen, als 


Oel nicht brennt, und wenn ſelbſt das ſohin in's Oel getauchte breunende Zünd⸗ 
hölzchen erliſcht, ſo iſt das unterſuchte Oel für den Verkauf als Beleuchtungsſtoff | 
geeignet, im entgegengeſetzten Falle muß es von dieſem Verkaufe ausgeſchloſſen 
werden. 2 N 
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Gefahr zu laufen, durch schlechte Waare der größten Schädigung an 


Sicherheit der Perſon und des Eigenthums ausgeſetzt zu ſein. 


Es wäre alſo hiemit, daß die Gewerbsbehörden ein beſonderes 
Augenmerk auf dieſen, die ſorgſamſte Beachtung dringend erheiſchenden 
Gegenſtand lenken, gewiß nicht zu wenig, keinesfalls aber allzuviel 
gethan! 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Die Beſorgung der Senfalengefchafte einer Frucht- und Mehlbörſe. 

Der Vorſtand der Frucht- und Mehlbörſe in * * * hat den C. L., 
beeideten Sachverſtändigen für Buchhaltung, Bauk- und Caſſefach bei 
dem Landesgerichte in 8 *, als Senſalen der Frucht- und Mehlbörſe 
gewählt und in Anbetracht der ausgezeichneten kaufmäuniſchen Kenntniſſe 
des Genannten gebeten, von der Ablegung der vorgeſchriebenen 
Senſalenprüfung Umgang zu nehmen. 

Das Finanzminiſterium hat unterm 1. März 1878, 3. 1061 F. M., 
folgenden Beſcheid gegeben: „Nach Art. 84, J, 2 des Geſetzes vom 
4. April 1875, R. G. Bl. Nr. 68, wird zur Erlangung einer 
Handels ⸗Maklerſtelle erfordert, daß der Bewerber die Handels-Makler 
prüfung mit gutem Erfolge beſtanden habe. Kraft dieſer geſetzlichen 
Vorſchrift müßte der Ernennung des gerichtlich beeideten Sachverſtändigen 
C. L. zum Senſalen an der Frucht- und Mehlbörſe in * * * die vor 
der Leitung dieſer Börſe mit gutem Erfolge abgelegte Senſalenprüfung 
vorausgegangen ſein. Die bereits vorgenommene Ernennung (vom Vor 
ſtande der Frucht: und Mehlbörſe als „Wahl“ bezeichnet) iſt ſonach 
nicht rechtsgiltig. Das Miniſterium iſt nicht berechtigt, von Erfüllung 
der in Frage ſtehenden Geſetzesvorſchrift zu dispenſircu.“ 

Hierauf erfolgte die Anfrage, ob C. L. als Verſicherungsagent 
die Stelle eines Börſenſenſalen übernehmen dürfe. Der Vorſtand der 
Frucht- und Mehlbörſe vertrat die Anſicht, daß nach § 1 des Geſetzes 
vom 4. April 1875 nur jeue Handelsgeſchäfte ein Hinderniß der An 
ſtellung für den Senſalen bilden können, welche den Competenten mit 
ſeinen Pflichten als Senſal einer Frucht- und Mehlbörſe in Colliſion 
bringen würden, was im vorliegenden Falle niemals der Fall ſein 


kbune, da E. L. Agent einer Verſicherungsgeſellſchaft ſei. 


Das Finanzminiſterium hielt ſich laut Erlaſſes vom 16. Juni 
1878, 3. 2728 F. M., nicht ermächtigt, eine Ausnahme eintreten zu 


laſſen, da der Art. 69, Alinea 2 des Geſetzes vom 4. April 1875 


es ohne irgend einer Unterſcheidung obligatoriſch ausſpricht, daß Handels 
makler zu keinem Kaufmanne in dem Verhältniſſe eines Handlungs 
bevollmächtigten ſtehen dürfen. 

Dem Vorſtande der Frucht- und Mehlbörſe war es nun nicht 
möglich, einen Senſalen zu beſtellen, da die Verdienſte eines ſolchen 
ſich unbedeutend geſtalten und er jedeufalls auf andere Erwerbszweige 
angewieſen war. Da aber der Mangel eines Senſalen fühlbar wurde, 
ſtellte der Vorſtand das Erſuchen, daß die Geſchäfte des § 28, lit. I 
der Börſe-Uſancen in Ermanglung eines Senſalen durch ein Comite 
des Börſenvorſtandes beſorgt werden dürfen. 

Hierüber hat das Finanzminiſterium mit Erlaß vom 28. Decem— 
ber 1879, 3. 5711 F. M., im Einvernehmen mit den betheiligten 
Miniſterien, wie folgt entſchieden: 

„Inſoferne der Vorſchlag, die in § 28 lit. b der Ufancen vor 
geſehenen Functionen in Ermanglung eines Handelsmaklers durch ein 
Comite von Vorſtandsmitgliedern vollziehen zu laſſen, ſich auf für 


Rechnung eines Contractsbrüchigen vorzunehmende Verkäufe bezieht, 


ſteht derſelbe mit den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuches (Art. 343 
und 354) im Widerſpruche. Nach dieſen Artikeln muß ein derartiger 
Verkauf öffentlich, alſo durch Feilbietung und nur in dem Falle, wenn 
die Waare einen Marktpreis hat, auch nicht öffentlich, dann aber durch 
einen Handelsmakler oder in deſſen Ermanglung durch einen zu Ver 
ſteigerungen befugten Beamten bewirkt werden. Eine Abweichung von 
dieſer ganz präciſen Norm kaun von den Miniſterien mit Rückſicht auf 
Art. 1 des Handelsgeſetzbuches und auf $ 3 des Börſegeſetzes vom 
1. April 1875 weder zugeſtanden, noch ſtillſchweigend zugelaſſen 
werden. Da nun ein Handelsmakler au der Frucht- und Mehlbörſe zu 
* * * derzeit noch nicht fungirt, anderſeits aber Beamte, welche zur 
Vornahme von Verſteigerungen befugt wären, in Oeſterreich nicht 
beſtehen, ſo wird in Fallen der erwähnten Art nur die Veranlaſſung 


des öffentlichen Verkaufes, alſo nach unſeren Geſetzen, und da es ſich 
um bewegliche Gegenſtände handelt, mit Jutervention der politiſchen 
Behörde erübrigen. Hinſichtlich des Vorgehens bei Coutractsbrüchigkeit 
des Verkäufers beſtehen keine präciſen Vorſchriften. Will der Käufer 
im Sinne des Artikels 355 H. G. B. die Waare anderswo kaufen 
und von dem contractbrüchigen Verkäuſer den Erſatz der Differenz 
zwiſchen dem vertragsmäßigen und dem thatſächlichen Kaufpreiſe fordern, 
ſo kann er ſich nach den beſtehenden Geſetzen zur Vornahme des 
Kaufes jedes ihm beliebigen Organes bedienen. Die Angemeſſenheit des 


bewilligten Kaufpreiſes, reſpective die Höhe des zuzuerkennenden Schaden- 


erſatzes iſt Gegenſtand der Beweisführung im Proceſſe. 


Will die Börſeleitung zu * * * im Umfang ihres Wirkungs- | 


kreiſes vorſchreiben, daß ein ſolcher Kauf durch ein aus drei Mitgliedern 
des Börſevorſtandes beftehendes Comite vorzunehmen ſei, ſo läge 
hierin keine Verletzung beſtehender Geſetze und darum wäre eine ſolche 


Vorſchrift für alle dem Statute und den Uſancen dieſer Börſe unter- 
worfenen Perſonen bindend. Doch könnte durch dieſe Vorſchrift dem 
Rechte des Börſeſchiedsgerichtes, die Höhe des Schadenerſatzes zu prüfen, 


in keiner Weiſe präjndicirt werden, da die Mitglieder eines ſolchen 
Comite nicht gleich den Handelsmaklern oder den zur Vornahme von 
Verſteigerungen befugten Beamten als öffentlich beglaubigte Perſonen 
(Urkundsperſonen) zu betrachten ſind.“ N 


Die Mechnungen über die Gebahrung mit einem Ortſchafts-Ver⸗ 
gen find (nicht in der allgemeinen Gemeindekanzlei ſondern) 
in dem Amtsiecale dieſer Ortſchaft aufzulegen. 

Joſef F., Bürger in L., hat ſich bei der dortigen Bezirkshaupt 
e daß die Rechnungen der Ortſchaſt „Stadt L.“ 
bi d e e ee und nicht, wie § 72 G. O. vorſchreibt, 
Euſicht ee der „Ortsgemeinde“ L. zu Jedermanns 
Der Ortsrath der Stadt L. 
die Jahresrechnung der „Ortſchaft“ Stadt L 
laut Kundmachung vom 19. Februar, n 
2 dee 61, als dem Amtslocale des „Ortsvorſtehers“ der Stadt L., 
IR Öffentlichen Einficht aufgelegt wurden, weil nach $ 28 ad 1 und 
5 107.8, O. jeder einzelnen von den zu einer Ortsgemeinde vereinig— 
ten Ortſchaften die ſelbſtſtändige Verwaltung ihres beſonderen Vermögens 
zuſteht, ſomit nach §S 72 und 108 G. O. die Rechnungen der Ort⸗ 
chaft vom Ortsvorſteher zu verfaſſen und beim Orts vorſteher, nicht 
beim Gemeindevorſteher, zur öffentlichen Einſicht aufzulegen ſind, und 
nur etwaige Beſchwerden gegen dieſe Ortſchaftsrechnungen nach § 114 
der Gemeindeordnung au den Gemeindeausſchuß gehen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erklärte in dem darüber erlaſſenen 
Beſcheide vom 4. März 1878 unter Hinweis auf die Beſtimmungen 
der SS 72 und 111 G. O. es als einen berechtigten Vorgang, daß 
ae Rechnungen der „Ortſchaft“ Stadt L. nicht in den Localitäten des 
Bürgermeiſteramtes in L. aufgelegt worden ſind. 

Joſef F. ergriff den Recurs an der Landesſtelle und machte 
darinnen geltend, daß nach $ 72 G. O. die Voranſchläge und Jahres- 
rechnungen öffentlich beim Gemeindevorſteher auſgelegt werden muſſen 
und daß nach $ 55 G. O. der Gemeindevorſteher die Gemeinde 
vertritt und den Geſchäftsverkehr derſelben vermittelt, ſomit jeder 
Geſchäftsverkehr des Ortsvorſtehers nicht nur mit den Gemeindemitglie— 
dern, ſonderu überhaupt mit Jedermann geſetzlich ausgeſchloſſen iſt. — 
Nach §8 111 G. O. ſei der Ortsvertretung die Verwaltung des 
Ortsvermögens überlaſſen, der Verwalter ſei aber der Untergeordnete 
oder Diener; es könne ſomit die Ortsvertretung nicht ſelbſtſtändig und 
unumſchränkt nach eigener Willkür und ohne alle Controle ſchalten, 
ſondern jet nach S 31 der G. O. diesfalls der Controle des Gemeinde— 
ausſchuſſes unterworſen. 

Die Statthalterei zu P. hat mit dem Erlaſſe vom 18. Mai 
1878 die Beſchwerde des Joſef F. zurückgewieſen weil der Ortsvor— 
ſteher der Stadt L. durch die Verfügung vom 19. Februar 1878, daß 
er die Rechnung über das Vermögen der Ortſchaft Stadt L. ſür das 
Jahr 1877 in der Rentkauzlei zur Einſicht auflegte, bevor fie dem 
Ortsausſchuſſe zur Prüfung und Erledigung unterbreitet ward, im 
Hinblicke auf die 88 107, 108 und 111 G. O. weder den Wirkungs- 
kreis überſchritten, noch das Geſetz verletzt hat. 

Dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe des Joſef 


für das Jahr 1877 
3. 49, in der Rentkanzlei 
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berichtete an die Bezirksbehörde, daß 


wurde Seitens des k. k. Miniſteriums des Innern ddo. 16. October 


1878, 3. 10.985, keine Folge zu Theil, weil der genannte Ortsvor— 


ſteher durch die erwähnte Verfügung, mit welcher er die Vorſchrift des 
§ 72 der G. O. in Betreff des Gemeindevermögens ſinngemäß auf 
das Ortsvermögen der Ortſchaft Stadt L. zur Anwendung brachte, 
das Geſetz nicht verletzt oder fehlerhaft angewendet hat. 5 


Volksſchullehrer an den öffentlichen Volksſchulen ſind als öffentliche 
Fondsbeamte von der Wählbarkeit in den Gemeindevorſtand aus— 
genommen. 

Der k. k. n. ö. Landesſchulrath hat über eine geſtellte Anfrage 
nach gepflogenem Einvernehmen mit der k. k. n. ö. Statthalterei mit 
dem Erlaſſe vom 29. October 1879, L. S. R. Nr. 6945, aus⸗ 
geſprochen, daß die Volksſchullehrer au öffentlichen Volksſchulen in 
Niederöſterreich im Sinne des § 50 der n. ö. Gemeindewahlordnung, 
während ihrer activen Dienftleiftung von der Wählbarkeit in den 
Gemeindevorſtand ausgenommen find. Die Begründung lautet: 

„Die Tendenz der citirten Beſtimmung der n. ö. Gemeindewahl⸗ 
ordnung geht offenbar dahin, öffentliche Functionäre ihrer Berufs 
thätigkeit nicht zu entziehen. Nun bezeichnet aber 8 48 des Reichs- 
Volksſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869 den Dienſt der Volksſchullehrer 
als ein öffentliches Amt, daher auf dieſe öffentlichen Functionäre in 
logiſcher Conſequenz die Motive der Nichtwählbarkeit in den Gemeinde 
vorſtand Anwendung zu finden haben. Hiezu kommt noch, daß die 
Volksſchullehrer ihre Bezüge in der Regel nicht aus Privatmitteln, 
ſondern aus den Bezirksſchulfouden, reſpective dem Landesfonde erhalten 
und ihre Ernennung durch Bezirks-, reſpectiwe Schulbehörden erfolgt, 
wornach die Volksſchullehrer in die Kategorie der öffentlichen Fonds 
beamten gehören.“ e Ir 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. IV. Quartal. 


Landes-Geſetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 
XXII. Stück. Ausgeg. am 11. December. 

35. Verordnung des Inſtizminiſteriums vom 21. November 1879, betref- 
fend die Zuweiſung der Ortsgemeinde Payerſtetten zu dem Sprengel des Bezirks- 
gerichtes Pöggſtall in Niederöſterreich. 

36. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 22. November 1879, 3. SO91-Pr., betreffend die Ausſcheidung 
der Ortsgemeinde Payerſtetten aus dem Gebietsumfange der Bezirkshauptmann 
ſchaft Amſtetten und Zuweiſung zur Bezirkshauptmannſchaft Krems. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 30. December. 

37. Kundmachung des k. k. Stotthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 14. December 1879, Z. 40.269, betreffend die von der 
k. k. Statthalterei in Löhmen für die Functionen der Rabbiner oder Religions 
lehrer bei der Scheidung von Tiſch und Bett, dann bei der Ehetrennung iſrae— 
litiſcher Glaubeusgenoſſen, beſtimmten Gebühren. 

38. Kundmachung des n. ö. Landesausſchuſſes vom 13. December 1879, 
Z. 24.370, in Betreff der Feſtſtellung der zu erſetzenden Verpflegskoſten für die 
auf Grund des Landesgeſetzes vom 25. October 1868 in Zwangsarbeitsanftalten 
angehaltenen gemeinſchädlichen Perſonen. 

Gefetz- und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 
X. Stück. Ausgeg. am 8. December. 

16. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
ob der Enns vom 20. September 1879, Z. 9259, betreffend die Conſtituirung 
der Gemeinden Ort und Retchersberg. 

17. Kundmachung der k. k. Statthalterei von Oberöſterreich vom 26. No⸗ 
vember 1879, Z. 11.877, betreffend die Befreiung von der Entrichtung der Weg- 
mauth für die zur commiſſionellen Beſichtigung und Claſſification in Abſicht auf 
ihre Kriegsdienſttauglichkeit vorgeführten Pferde (Tragthiere). 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 11. October. 
19. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 3. Dcte- 
ber 1879, Nr. 4328, betreffend die Inanſpruchnahme des Beiſtandes der k. k. Gen⸗ 
darmerie von Seite der Gemeindevorſtehungen. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 22. December. 

20. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 1. Dezem⸗ 
ber 1879, Nr. 5509, betreffend die Einhebung einer Um'age von neun Kreuzern 
zur Bedeckung des Koſtenerforderniſſes der Handels- und Gewerbekammer in Salz⸗ 
burg für das Jahr 1880. 

21. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 2. Decem- 
ber 1879, Nr. 5359, in Betreff der Mauthfreiheit für die zur eommiſſionellen 
Beſichtigung und Claſſification in Hinſicht ihrer Kriegsdienſttauglichkeit vorgeführten 
Pferde (Tragthiere). 

XV. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

22. Kundmachung der k. k. Landesregierung Salzburg ddo. 27. December 
1879, Nr. 5959, betreffend die Vergütung für die Mittagskoſt der Militär⸗Mann⸗ 
ſchaft auf dem Durchzuge im Jahre 1880. 

23. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg ddo. 29. Decem⸗ 
ber 1879, Nr. 5941, betreffend die proviſoriſche Vorſchreibung und Einhebung 
der Landes⸗Umlage für das Jahr 1880. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- 
mark. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 
X. Stück. Ausgeg. am 5. October. 
15. Kundmachung, betreffend das Poſtrittgeld für den Winterſemeſter 


1879/80. 
XI. Stück. Ausgeg. am 30. December. 


16. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 26. December 
1879, Z. 9532, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt bei Militär-Durchzügen 
im Jahre 1880. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
IX. Stück. Ausgeg. am 29. December. 


18. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten in Krain vom 24. December 
1879, 3. 2429/ Pr., betreffend die proviſoriſche Forterhebung der zur Deckung 
der Landesbedürfniſſe erforderlichen Umlagen für das Jahr 1880. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch-illyriſche 
Küſtenland. 
XIII. Stück. Ausgeg, am 11. October. 

18. Geſetz vom 15. Juli 1879, in Betreff der Schonung des Wildes, 
giltig für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradisca. 

19. Kundmachung der k. k. Poſt⸗Direction für das Küſtenland und Krain 
in Trieſt vom 24. September 1879, betreffend die Feſtſetzung des Poſtritt— 
geldes vom 1. October 1879 bis 31. März 1880. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 16. December. 

20. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 9. December 
1879, betreffend die Uebertragung der Eintreibung der Stenern und anderer 
Staatsabgaben im Stadtgebiete von Görz an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in Görz. 

Geſetz- und Verordnungsblatt für die gefürftete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 
VII. Stück. Ausgeg. am 6. November. 


35. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 9. Juni 1879 (3. 9459 


- H.⸗D.⸗St.), betreffend den Fortgenuß, beziehungsweiſe die Einſtellung von 
Aerarialbezügen bei Erlangung von Präbenden, Erziehungs- oder Verſorgungs 
Stipendien aus dem Hallerfräulein-Stiftsfonde. 

36. Verordnung der k. k. Statthalteret vom 26. Juni 1879 (3. 10.439 
— Stipend.), betreffend die Finaliſirung der Verhandlungen über Studenten⸗ 
Stipendien⸗Verleihungen in den erſten drei Monaten jedes Studienjahres. 

37. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 26. Juni 1879 (3. 10.447 
—Caſſa), betreffend das Verbot der Ausgabe und Verwendung von Privat⸗ 
gel dzeichen. 


38. Verordnung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes für Tirol vom 


28. Juni 1879 (3. 8691), betreffend den Wechſel der Schulbücher an den 
allgemeinen Bolfs- und Bürgerſchulen. 
39. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 1. Juli 1879 (3. 9455 
Militär), betreffend die Claſſification der Erwerbsunfähigkeit von Reclamanten. 
40. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 7. Juli 1879 (3. 11.027 
— Militär), betreffend die Anzeigen über die Verehelichung der Urlauber, Refer- 
viſten und Landesſchützen. 
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41. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 13. Juli 1879 (3. 10.710 
— Gewerbe), betreffend die Errichtung von Aichämtern in Au, Hittisau, Bezau 
und Mittelberg. 

42. Verordnung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes für Tirol 
vom 16. Auguſt 1879 (8. 9447), betreffend die Regie-Auslagen an den vom 
Staate erhaltenen Mittelſchulen, Lehrer- und Lehrerinnen-Bildungsanſtalten. 

43. Verordnung der k. k. Statthalterei vom 16. Auguſt 1879 (3. 13.387 
— Kanzlei), betreffend die Beſchränkung des freien Verkaufes von Blanquetten 


für Heimatſcheine. 


(Fortſetzung folgt. 


Perſon alien. 

Seine Majeſtät haben den Legationsrath zweiter Kategorie Marius Preis 
herrn v. Paſetti-Friedenburg zum Legationsrathe erſter Kategorie, den 
Honorar-Legationsrath Rudolf Grafen Welſersheimb zum wirklichen Legations⸗ 
rathe zweiter Kategorie und den Honorar-Legationsſecretär Alfred Ritter v. 
Schwartz-Mohrenſtern zum wirklichen Legationsſecretär ernannt und dem 
unbeſoldeten Attache Honorar-Legationsſecretar Arthur Freiherrn v. Scholl 
eine beſoldete Attacheſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben die beim oberſten Rechnungshofe erledigt: ſyſtem. 
Sectiousrathsſtelle dem Rechnungsdirector bei dem Finanzminiſterial-Fachrechnungs⸗ 


departement für unmittelbare Gebühren Anton Drdacky verliehen. 


Seine Majeſtät haben die bei der Statthalterei in Prag erledigte Stelle 
eines Landes⸗Sanitätsreferenten der mähriſchen Statthalterei dem Med. Dr. 
Wilhelm Pißling verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe für Vorarlberg Dr. Michael 
Gotter die Referentenſtelle für die adminiſtrativen und ökonomiſchen Schul— 
angelegenheiten beim Landesſchulrathe für Kärnten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem ſteiermärkiſchen Statthaltereirathe und Landes⸗ 
Sanitätsreferenten Ferdinand Ritter v. Scherer den Orden der eiſernen Krone 
dritter Klaſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſeeretär im Minifterium für Cultus 
Vene Dr. Rudolf Franz den Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generalconſulate in Neu-Vork 
in Verwendung ſtehenden Honorarconſul Hugo Fritſch taxfrei den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Attache's Bela Ambro v. Adambez, 
Auguſt Freiherrn v. Wacken und Gilbert Grafen Hohenwart zu Honorar- 
Legationsſecretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben den beſoldeten Attache, Honorar-Legationsſecretär 
Grafen Theodor Zichy zum wirklichen Legationsſecretär ernannt und dem unbe⸗ 
ſoldeten Attache, Honorar⸗Legationsſecretär Alfons von Pereira eine beſoldete 
Attacheſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann W. H. Hart in Halifax zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Grazer Finanz- 
Landesdirection Friedrich Hartmann den Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes kaxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſeeretar in Lemberg Eduard 
Erlacher v. Khay anläßlich deſſen Penfionirung das Ritterkreuz des Franz 
Joſef-⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Kataſtral⸗Mappenarchivar Vincenz 
Zidek das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Simon Schwickert zum Baurathe, dann die Bauadjuncten 
Joſef Goldbach und Carl Waldbrunn zu Ingenieuren für den Staats⸗ 


baudienſt in Böhmen ernannt. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat eine 
bei der Trieſter Polizeidirection erledigte Commiſſärsſtelle dem Concipiſten 
dieſer Behörde Anton Comel li v Stuckenfeld verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den. 
Rechnungsrevidenten Franz Taborsfy zum Rechnungsrathe der mähriſchen 
Statthalterei ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Liter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Heinrich Laghi zum Rechnungsrathe der dalmatiniſchen 
Statthalterei ernannt. 

Der leitende Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterial⸗ 
concipiſten im Miniſterium für Cultus und Unterricht Carl Freiherrn v. 
JacobidEkholm zum Miniſterial-Viceſecretär ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat eine an der k. k. landwir hſchaftlich-chemiſchen 
Verſuchsſtation in Wien erledigte Adjunctenſtelle dem Aſſiſtenten dieſer Verſuchs⸗ 
ſtation Emerich Meißl verliehen. 


0 Erledigungen. 
Concipiſtenſtelle bei der Generaldirection der k. k. Tabakregie in Wien 


in der zehnten Rangsclaſſe, bis 6. März. (Amtsbl. Nr. 27.) 


Steuereinnehmersſtelle bei der o. 5. Finanz Landesdirection in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Steueramtscontrolorsſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe und eine Steueramtsadjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 6. März. 
(Amtsbl. Nr. 28.) 
| Arztesſtelle im II. Bezirk Leopoldſtadt in Wien mit 1000 fl. Gehalt und 


' 30% igen Quartiergeld, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 28.) 


Regierungsconcipiſtenſtelle in Schleſien, bis 8. März. (Amtsbl. Nr. 31.) 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


